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Neben dieser mehr wirtschaftlichen Erwägung muss noch besonderes auf das 
soziale Moment der Notwendigkeit einer Belebung unseres Exportes hingewie
sen werden. Das Arbeitslosenamt hat von sich aus solche Massnahmen als not
wendig bezeichnet. Herr Direktor Rothpletz legte in seinen Ausführungen an das 
Schweizer.Volkswirtschaftsdepartement dar, dass nur die Vermehrung des 
Exports, insbesondere der schweizerischen Maschinenindustrie, ermöglichen 
könne, die Arbeitslosigkeit hintanzuhalten.

Das Bedürfnis neuer Methoden der Finanzierung des Exportes nach Ländern 
mit ungünstigen Valutaverhältnissen scheint ausserdem durch zahlreiche Äusse
rungen in der Presse und durch persönliche Aussprachen mit verschiedenen 
Interessentenkreisen abgeklärt zu sein.3

3. Après de longues délibérations de septembre 1919 à février 1920, au cours desquelles ont été 
élaborés divers projets, H. Heer présentait dans son rapport final au Chef du Département de 
l ’Economie publique la résolution suivante de la commission: Die Expertenkommission für das 
Studium der Exportfinanzierung nach Ländern mit ungünstiger Valuta hat /.../in  Ansehung der 
gegenwärtigen internationalen Finanzlage beschlossen, dem Schweizerischen Volkswirtschafts
departement zu beantragen, es sei vorläufig von der Organisation einer Exportbank abzusehen. 
Infolgedessen sei die Organisation der Exportfinanzierung nach Ländern mit ungünstiger 
Valuta der Schweizer. Genossenschaft für Warenaustausch oder anderer privater Initiative zu 
überlassen, dagegen möge der Bund die Förderung des Warenaustausches durch engere Füh
lung mit der W.A.G. an die Hand nehmen (EVD KW Zentrale 1914—1918/85—86).
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Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch. D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

L Wien, 11. September 1919

Nachdem der Friede durch Österreichs Vertreter unterzeichnet worden ist, 
dürfte für die Schweiz der Moment gekommen sein, auch diesen Staat anzuer
kennen. Die Anschlussfrage, die bis jetzt ein Hindernis bildete, ist erledigt, und 
die Tschechoslowakei haben wir auch schon anerkannt, so dass eigentlich kein 
Grund vorhanden ist, die hiesige Regierung, die das Ergebnis von regelrechten 
Wahlen und im Lande nicht beanstandet ist, anzuerkennen. Der Umstand, dass 
der Friede noch nicht ratifiziert ist, scheint mir irrelevant, hat der Bundesrat doch 
die deutsche Republik anerkannt, trotzdem deren Friedensvertrag noch nicht 
allseitig ratifiziert war.

Die Bitte um Anerkennung ist Ihnen schon verschiedentlich unterbreitet wor
den; eine neue Recharge abzuwarten hätte m.E. keinen Sinn; im Gegenteil 
würde ein mehr oder weniger spontaner Schritt unsererseits den Vorteil haben, 
als ein freundlicher Akt zu erscheinen.
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